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Der Beitrag beruht auf den Erfahrungen in der Landesverwaltung 
Baden-Württem berg, insbesondere in der Finanzverwaltung mit 
23.000 Beschäf tig ten u.a. in der Steuerverwaltung, der Bau- und 
Liegenschaftsverwaltung, der Besoldungs- und Versorgungsverwaltung 
sowie dem Statistischen Lan des  amt. Er befasst sich mit der konzep-
tionellen Ausrichtung, der Einführung, Umsetzung und Evaluierung 
betriebswirtschaftlicher Steuerungsinstrumente, wie z.B. der 
Zielvereinbarung und der Budgetierung. Die dabei gemachten 
Erfahrungen werden in den Kontext der Gesamtentwicklung des 
Themas gestellt. Nach siebenjähriger Erfahrung mit dem Einsatz be-
triebswirtschaftlicher Instru men te im Verwaltungsmanagement gilt 
für die Landesverwaltung  Baden-Würt tem berg, dass es sich um ei-
nen langwierigen, kostenintensiven, aber unverzicht baren Prozess der 
Verwaltungsmodernisierung handelt. Ein entschei den der Schlüssel zum 
Erfolg ist die Einhaltung wichtiger strategischer, struk tu reller und ope-
rativer Eckpunkte, so muss z.B. sichergestellt sein, dass es sich um eine 
Chefangelegenheit handelt und Win-win-Situationen entstehen. 
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Ausgangslage

Die öffentliche Verwaltung unterliegt ei-
nem ständigen Wandel, der gerade in den 
letzten zwei Jahrzehnten an beachtlicher 
Dynamik gewonnen hat. Er zeichnet sich 
europaweit dadurch aus, dass die von 
der öffentlichen Hand wahrzunehmen-
den Auf gaben komplexer werden. So 
hat die Zahl der Vorschrif ten in nahe zu 
allen Verwaltungsbe reichen zugenom-
men, die zu berücksichti gen  den Aspekte 
sind vielfältiger und die Zielkonkurrenz 
ist schärfer geworden. Die Zahl der Ent-

1  Bogumil/Grohs/Kuhlmann/Ohm (2008), S. 23.

2  KGSt (1993). 

3  Die KGSt geht auftragsgemäß nur auf die Kom-
mu nal verwaltungen ein. Ihre Analyse ist aber 
ohne weiteres auch auf andere Verwaltungen, 
ins besondere auch auf Landes ver wal tungen 
übertragbar.
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scheidungsebenen ist gestiegen. So spielt 
die Regelungsdichte der EU eine immer 
größere Rolle. Hinzu kommt die Ressour-
cenknappheit der öffentlichen Hän de, die 
durch die Finanzmarktkrise 2008/09 und 
die enorme Staats ver schuldung gerade in 
den letzten Jahren nochmal deutlich zu-
genommen hat. Die verfas sungsrechtliche 
Schuldenbremse hat einen eigenständigen 
Konsolidierungsdruck vor allem auch 
auf die Verwaltung ausgelöst. Schließlich 
sind die Erwartungen der Bevölkerung 
und der Wirtschaft an die Qualität von 
Verwaltungsleistung, an Transparenz und 
Parti zi pation gestie gen. Eine Bürgergesell-
schaft bedingt ein anderes Ver hält  nis von 
Staat und Bürgern. Die Akzeptanz eines 
Über- und Unterordnungsverhältnisses 
ist schon längst durch die Erwartung der 
Bürgerschaft, sich auf Augenhöhe zu be-
gegnen, abge löst worden. Hinzu kommt 
der beachtliche techni sche Fort schritt der 
IT-Werkzeuge, die sowohl interne Verwal-
tungsabläufe als auch das Verfahren mit 

antragstellenden Bürgern oder Be trie ben 
sowie an Massenverfahren teilnehmenden 
Interessenten vollständig ver ändert haben. 
Aktuelle Beispiele sind Bürgerhaushalte 
oder Planverfahren, die weitgehend über 
das Internet abgewickelt werden. 

Dieser aus diesem Wandel resultie-
rende Reformdruck hat Anfang der 90er 
Jahre in Deutschland eingesetzt und zu-
nächst bei Kommunen umfassende Ver-
änderungsprozesse ausgelöst1. Die inter-
national als New Public Manage ment 
bezeichnete Reformbewegung erhielt von 
der Kommunalen Gemeinschaftsstelle für 
Verwaltungsvereinfachung (KGSt) mit 
dem konzeptio nellen Leitbild des „Neuen 
Steuerungsmodells“ ihre deutsche Aus-
prägung2. Mit beein druckender Klarheit 
hat die KGSt 1993 die Steuerungsmängel 
der öffent lichen Verwaltung3 analysiert 
und eine „Lückenthese“ aufgestellt. Zu-
nächst liege eine Strategielücke vor, weil 
sich Kommunal ver wal tungen nicht an 
einem realistischen Leitbild orientierten. 
Es fehlten klare mittelfristige Ziele mit 
entsprechenden Prioritäten. Eine Manage-
mentlücke bestehe darin, dass es an prä-
zisen Leistungsaufträgen mangele, Fach- 
und Ressourcenverantwortung immer 
noch getrennt sei, Anreize zur Wirtschaft-
lichkeit fehlten und die Verwaltung nicht 
in Produktzyklen denke, sondern ihr 
Leistungsangebot viel zu langsam anpas-
se. Ferner stellte die KGSt eine Attraktivi-
tätslücke fest, weil die öffentliche Verwal-



»Es wird noch zu wenig gesehen, dass es bei 
dem effizienteren Einsatz von Ressour cen 
nicht nur um Fragen der Wirtschaftlichkeit, 
sondern vor allem auch um Qualität geht.«
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tung immer noch stark hierarchisch und 
arbeitsteilig orga nisiert sei, den Mitarbei-
tern zu wenig Gestaltungsmöglichkeiten 
biete und sie unterfordere. Schließlich 
liege eine Legitimitätslücke vor, weil sie 
es versäume, auf die gestiegenen Erwar-
tungen der Bürgerinnen und Bürger zu re-
agieren und sie wie gleichwertige Partner 
zu behandeln. Sie biete kein faires Preis-/
Leistungsverhältnis und  keine angemes-
sene Qualität des Verwaltungshandelns 
und sie versäume es, regelmäßig öffentlich 
Rechenschaft abzulegen. 

Die KGSt-Analyse hat in den Kom-
munalverwaltungen einen umfassenden 
Diskussionsprozess ausgelöst, der zeitver-
zögert auch die Landesverwaltungen er-
reicht hat. 

Nach der 10-Jahresbilanz von Werner 
Jann4 war die deutsche Verwaltung zwar 
einem erheblichen Modernisierungsschub 
ausgesetzt. Gleichwohl sei Deutsch land 
im internationalen Vergleich eher ein vor-
sichtiger Modernisierer. Die Umsetzung 
zentraler Elemente des New Public Ma-
nagements sei in vielen OECD-Ländern 
weit umfangreicher und schneller vonstat-
tengegangen als in Deutschland. Die Bi-
lanz von Christoph Reichard5 fällt ebenso 
kritisch aus. Die beachtlichen Moderni-
sierungs- und Rationalisierungspotenziale 
auf Landes ebene würden nicht realisiert. 
Es mangele an einer übergreifenden, neu-
tralen, empirischen Bestandsaufnahme 
und Erfolgsbewertung der Landesrefor-
men. So fehle ein systemischer ganzheit-
lichen Ansatz und vor allem eine verläss-
liche, wissenschaftlich neutrale Empirie 
über die Resultate der Maßnahmen. 

Modernisierungsziele 

Anlass der KGSt–Analyse von 1993 wa-
ren die enorm wachsenden Haushaltspro-
bleme der Kommunalverwaltungen. Fol-
gerichtig sollte das von der KGSt entwi-
ckelte „Neue Steuerungsmodell“ in erster 
Linie Kosten sparen oder wenigstens Auf-
gabenzuwachs und Leistungssteigerung 
ohne Mehrausgaben ermöglichen: „Leis-
tungssteigerung statt Größenwachstum“6.

An diesem Ziel hat sich bei dem Mo-
dernisierungsprozess in der Vielzahl unter-
schiedlicher Verwaltungseinheiten nicht 
viel geändert. Prioritär ist nach wie vor 

der Kostenaspekt, nicht in erster Linie der 
Qualitätsaspekt oder etwa eine explizi-
te Bürgerorientierung. Die Gefahr dieser 
Verengung ist, dass von der politischen 
oder administrativen Spitze kontrapro-
duktive Botschaften ausgehen, wenn sie 
die Reformen verkünden. Das erklärte 
Ziel der Kostenreduzierung ist weder für 
Führungskräfte noch für Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter, die bereitwillig an der 
Umsetzung mitwirken sollen, als Motiva-
tionsanreiz geeignet. Ganz im Gegen teil! 
Diese Botschaften sind bestens geeignet, 
Widerstände auszulösen und Abwehr-
strategien zu provozieren. Die Botschaft, 
in erster Linie Kosten senken zu wollen, 
hat auch in Baden-Württemberg, des-
sen Landesverwaltung als eine der ersten 
in Deutschland bereits Mitte der 90er 
Jahre mit Pilotprojekten zum Einsatz 
betriebswirtschaft licher Instrumente be-

gonnen hat, die weitere Entwicklung sehr 
erschwert. 

Dabei beruht die Zielbestimmung auf 
einem Irrtum. Auch in der Privatwirt-
schaft funktioniert Kosteneinsparung 
nicht, indem Mitarbeiter gebeten wer-
den, sich selbst überflüssig zu machen. 
Wenn gespart werden soll – in der Regel 
vor allem Personalkosten – dann muss die 
Unternehmens leitung bzw. die Landesre-
gierung den Sparbeschluss treffen. Sinn-
vollerweise werden Sparbeschlüsse der 
Politik zumindest auch auf kennzahlenba-
sierter Basis getroffen. Für die öffent liche 
Verwaltung stellt sich jedenfalls erst nach 
Vorliegen entsprechender Sparbeschlüsse 
die Frage nach dem Einsatz betriebs wirt-
schaft licher Instrumente. Jetzt  müssen die 
Führungskräfte der von den Kürzungs-
maßnahmen betroffenen Verwaltung be-
weisen, ob und unter welchen Voraus-
setzungen sie in der Lage sind, trotz der 
Kürzungen die Qualität der Verwaltungs-

leistung sicher zu stellen, bestenfalls zu ver-
bessern. 

Anders als die öffentliche Verwaltung 
sind privatwirtschaftliche Unternehmen 
einem Preiswettbewerb ausgesetzt, der sie 
zwingt, Produktivitätspotenziale auszu-
schöpfen. Für die öffentliche Verwaltung 
müssen deshalb Methoden gefunden wer-
den, die eine vergleichbare Motivation zur 
größtmöglichen Effizienz auslösen. Die 
parlamentarische Kontrolle und Transpa-
renzpflicht gegenüber der Öffentlichkeit 
allein reicht offenkundig nicht aus.  

Es wird noch zu wenig gesehen, dass 
es bei dem effizienteren Einsatz von 
Ressour cen nicht nur um Fragen der Wirt-
schaftlichkeit, sondern vor allem auch 
um Qualität geht. So kann die schnellere 
Bearbeitung eines Antrags bei rich tiger 

Rechtsanwendung Personalkosten sparen. 
Auf jeden Fall kann dies die Produktivität 
des Personals erhöhen. Gleichzeitig ver-
bessert sie aber auch die Qualität des Ver-
waltungshandelns, da der Bürger die von 
ihm gewünschte Leistung  schneller erhält. 
Bei be las ten den Verwaltungsakten führt 
die schnelle Bearbeitung zu mehr Rechts-
sicherheit, liegt also im Interesse der All-
gemeinheit an einer möglichst frühzeiti-
gen Herstellung des ordnungs gemäßen 
Rechts  zu stands.

Qualität kann aber nur dann verbes-
sert werden, wenn eine Verwaltungsein-
heit weiß, welches Leistungsniveau sie 
hat, wie sie im Ver gleich zu anderen steht 
und wenn sie Leistungsziele vereinbart 
und überprüft, ob sie diese auch erreicht. 

4  Jann (2006). 

5   Reichard (2006). 

6 KGSt (1993), S. 7.
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Es geht also bei der kennzahlenbasierten 
Verwaltungssteuerung vor allem auch um 
Verbesserung von Qualität.

Kernelemente eines modernen 
Verwaltungsmanagements
Kernelemente des modernen Verwaltungs-
managements sind die Ergebnisorientie-
rung und die Eigenverantwortung. Die 
Ergebnisorientierung basiert auf dem Pa-
radigmenwechsel von der Input- zur Out-
put- und Outcome -Steuerung7. Also nicht 
mehr allein die Frage, was soll meine Ver-
waltungseinheit tun und welche Mittel 
stehen uns zur Verfügung, sondern vor 
allem auch die Frage, welche Ergeb nisse 
sollen wir erzielen, was soll die Arbeit 

bewirken?  Nach den Erfahrungen in der 
Finanzver waltung Baden-Württemberg 
setzt eine konsequente Ergebnisorientie-
rung voraus, dass mit Zielvereinbarungen 
auf der Basis einer Kosten- und Leistungs-
rechnung gearbei tet und ein entsprechen-
des Berichtswesen eingeführt wird. 

Das zweite Kernelement beinhaltet die 
organisatorische Verankerung von mehr 
Eigenverantwortung für einzelne Verwal-
tungseinheiten. Dazu gehören insbesonde-
re die haushaltsrechtlichen Bedingungen 
der Budgetierung, die Zu sammenführung 
von Ressourcen- und Ergebnisverantwor-
tung und dezen trale Strukturen.

Strategische, strukturelle und 
operative Eckpunkte 
Um die Verwaltungsmodernisierung mit-
hilfe betriebswirtschaftlicher Instru men-
te erfolgreich umzusetzen, bedarf es einer 
Reihe von Strategien, struktu rellen Zielen 
und operativen Maßnahmen. Sie erleich-

tern die Umsetzung und sind zum Teil un-
entbehrlich. 

Voraussetzung ist, dass überhaupt ein 
Modernisierungskonzept erarbeitet und 
den Beschäftigten, die es betrifft, bekannt 
gemacht wird. Es muss deutlich werden, 
welche Ziele mithilfe welcher betriebs-
wirtschaftlichen Instrumente innerhalb 
welcher Zeit und in welchen Schritten er-
reicht werden sollen und wie die Zielerrei-
chung evaluiert werden soll. 

Für jede Reform innerhalb einer Or-
ganisation gilt: Das Projekt muss Chefan-
gelegenheit sein! Erfahrungsgemäß ist 
nur ein Teil der Belegschaft dafür zu ge-
winnen, die Chancen der Veränderung zu 

sehen und die Reform aktiv zu gestalten. 
Wenn aber unklar ist, wie der Chef – bei 
größeren Organisationen  die Chefebene 
– darüber denkt, wird sich der reformge-
willte Teil der Belegschaft gegen den grö-
ßeren Kollegenkreis, der den Veränderun-
gen entweder skeptisch oder ablehnend 
gegenüber steht, nicht durchsetzen kön-
nen. Es darf auch nicht die Zahl derjeni-
gen unterschätzt werden, die sich bei Fra-
gen interner Verwaltungsabläufe schlicht 
danach richten wollen, was „von oben 
angesagt ist“.

Ein häufig zu beobachtender grund-
legender Umsetzungsfehler bei Reform-
projekten ist, dass nicht bewusst darauf 
geachtet wird, Win-win-Situationen ent-
stehen zu lassen. So, wie die Entschei-
dung, sich nach den Zielen der Amts-
leitung, wenn nicht aus voller Überzeu-
gung, so doch zumindest aus rationalen 
Grün den richten zu wollen, nachvollzieh-
bar ist, so rational ist es, sich einem ange-
kündigten Reformprozess zu verweigern, 

wenn die Gefahr besteht, dass man da-
durch vor allem Nach teile hat. Die Hal-
tung des Personals im öffentlichen Dienst 
unterscheidet sich insoweit nicht von der 
Belegschaft privater Unter nehmen. 

Grundlegende Reformprozesse, wie das 
Umsteuern der öffentlichen Verwaltung zu 
einer konsequenten Ergebnisorientierung, 
verlangen eine ausgeprägte Dialogorien-
tierung, Transparenz und Partizipation. 
Sowohl die Entwicklung zur Zivil- als 
auch zur Kommunikationsgesellschaft 
mit gut ausgebildeten, selbstbewussten 
und kritischen Bürgerinnen und Bürgern 
verlangt eine Zusammen arbeit auch in-
nerhalb der Verwaltungen, die von Offen-
heit und konstruktiver Diskussionskultur 
geprägt und auf Mitwirkung an den Ent-
scheidungsprozessen ange legt ist.       

Ein wichtiger struktureller Ansatz 
ist die Zusammenführung von Leis-
tungs- und Kostenverantwortung. Dies 
konsequent umzusetzen, verlangt ein 
Globalbudget und den Verzicht auf die 
Stellenbewirtschaftung. Nur wenn die 
Verantwortung für die Personal- und 
Sachausgaben sowie für die Leistungser-
füllung in der Hand einer Verwaltungs-
einheit liegt und erwirtschaftete Effizienz-
reserven der Ein richtung verbleiben, kann 
die Motivation geweckt werden, die not-
wendig ist8.    

Bestandteil eines erfolgreichen Stra-
tegiekonzepts ist, eine Wettbewerbs-
orientierung zu erzeugen. Da es keinen 
Markt für die Leistung und den Preis der 
öffentlichen Verwaltung gibt, ist die Kos-
ten- und Leistungstransparenz sowie das 
Instrument der benchmarks die in der 
Regel einzige, aber durchaus auch pro-
bate Möglichkeit, die allgemein bekannte 
auf Wettbewerbsdruck zurück zuführende 
Motivation zu wirtschaftlichem Handeln 
und qualitativ hochstehenden Leistungser-
gebnissen auszulösen. 

Die Kunden- und Qualitätsorientie-
rung konkretisiert die Umsteuerung hin 
zur Ergebnisverantwortung. Die Quali-
tät der Verwaltungsleistung bemisst sich 

»Die Entwicklung zur Zivil- und zur 
Kommunikationsgesellschaft mit 
selbstbewussten und kritischen 
Bürgern verlangt eine Zusammen-
arbeit auch innerhalb der Verwaltungen, 
die von Offenheit und konstruktiver 
Diskussionskultur geprägt ist.«

7  Inputsteuerung betrifft die Ressourcen, Out put-
steuerung die Ergebnisse und Outcome-Steue-
rung die Wirkungen.

8   Zur dezentralen Budgetierung: S. 187.



nicht nur an der einwandfreien Rechts-
anwendung, sondern eben auch an der 
Kundenzufriedenheit, also z.B. an der Er-
reichbarkeit von Sachbearbeitern, an der 
Verständlichkeit behördlicher Schreiben 
und gesetzlicher Vorschriften, an der zügi-
gen Bearbeitung eines Antrags und an der 
Rechenschaftsablegung gegen über der Öf-
fentlichkeit.

Schließlich kommt der Experimentier-
kultur eine nicht zu unterschätzende Be-
deutung zu. Sie vermeidet Fehlinvestitio-
nen, wenn im Falle einer Fehlent wicklung 
rechtzeitig umgesteuert wird. Außerdem 
erhöht sie die Akzeptanz des Reformpro-
zesses, wenn die Bereitschaft besteht und 
sichtbar wird, dass kein Entscheidungs-
zwang besteht, den einmal beschritte-
nen Weg zu Ende ge hen zu müssen. Die 
Durchführung von Pilotverfahren gehört 
längst zum Repertoire eines Reformpro-
zesses.

Zielvereinbarungen

Zielvereinbarungen innerhalb einer Ver-
waltungseinheit zwischen der Verwal-
tungsleitung und den obersten Führungs-
kräften sowie insbesondere zwischen 
Verwaltungsebenen dienen dem Paradig-
menwechsel von der Input- zur Output- 
bzw. Outcome-Steuerung. Nur wenn klar 
ist, welche Ergebnisse erreicht werden sol-
len, können Prioritäten und Qualitätsstan-
dards gesetzt werden. An sons ten gilt die 
von Mark Twain so treffend beschriebene 
Effizienzfalle: „Als wir das Ziel aus den 
Augen verloren hatten, verdoppelten wir 
unsere Anstrengungen“!

Elemente und Qualitätsmerkmale von 
Zielvereinbarungen
  Kontraktmanagement 
  Eigenverantwortliche Operationalisier-

barkeit 
  Evaluierbarkeit 
  Evaluierung alle 3 Monate 
  Standardisiertes Berichtswesen
  Ein-Jahres-Vereinbarungen
  Information an alle Beschäftigte

Kontraktmanagement, d.h. eine schriftli-
che Vereinbarung zwischen Beschäf tigten 
der öffentlichen Verwal tung, ist eine neue 
noch ungeübte Form der Zu sam  men -
arbeit9. In einer modernen Verwaltung 
kann sie überall dort das klassische In-

strument der Weisung bzw. Verfügung 
ablösen, wo es um Managementfragen 
ohne konkreten Bezug zum Gesetzesvoll-
zug geht. Selbstver ständlich dürfen Ziel-
vereinbarungen nicht rechtswidrig sein. 
Klassischerweise betreffen sie Qualitäts-
fragen, die nicht ausdrücklich gesetzlich 
geregelt werden, also z.B. die Bearbei tung 
bestimmter Anträge innerhalb einer Frist 
(Wiederbesetzung von Stellen, Genehmi-
gungen, Beschwerden von Bürgern etc.) 
oder die Umsetzung von Verwaltungspro-
jekten, wie z.B. die Einführung einer Soft-
ware, die Beschleu nigung der Statistik-
produktion oder die Erhöhung der Quote 

elektro nisch abgegebener Steuererklärun-
gen. Besonders geeignet für Zielvereinba-
rungen sind Zahlungsquoten sowie Erle-
digungsquoten bei der Fallbearbeitung in 
Massenverfahren, wie z.B. Zuschussanträ-
ge im Rahmen eines Förderprogramms.

Die eigenverantwortliche Operationa-
liserbarkeit verlangt, dass die Erreichung 
von Zielen bzw. die Umsetzung von Maß-
nahmen vereinbart werden, die über haupt 
realisierbar sind und zudem in der Verant-
wortung des Vertragspart ners liegen10. Es 
macht wenig Sinn, Ziele zu vereinbaren, 
die von Dritten erfüllt werden sollen. In 
der Operationalisierbarkeit liegt auch der 
wesentliche Unter schied zum Leitbild, das 
sich viele Verwaltungen seit den 80er Jah-
ren gege ben haben. Leitbilder bieten eine 
Orientierung, welche Werte und Ideale 
von einer Verwaltung verfolgt werden, so 
z.B. der Verhaltenskodex Euro päischer 
Statistiken (Code of Practice) vom Mai 
200511.  Sie stellen aber keinen Maßnah-
menkatalog dar, der abgearbei tet und eva-
luiert wird. 

Das Instrument der Zielvereinbarung 
ist vor allem für Verwaltungseinheiten be-
sonders geeignet, die operativ tätig sind, 

wie z.B. die Bauverwaltung, die Straßen-
bauverwaltung, die Polizei oder die Jus-
tizvollzugsanstalten. Zielvereinbarungen, 
die in Ministerien geschlossen werden, 
in denen vor allem Regierungs politik ad-
ministriert wird und in der Regel keine 
strukturierten Pro zesse stattfinden, ge-
schweige denn Fälle im Rahmen von Mas-
senverfahren bear beitet werden, tragen 
eher die Züge eines Arbeitsprogramms. 
Gleichwohl hat das Finanzministerium 
Baden-Württemberg gute Erfahrungen mit 
diesem Instru ment gemacht. Zum einen 
zwingt es die Führungskräfte, kennzahlen-
basierte Output- oder gar Outcome-Ziele 

zu identifizieren, wo dies möglich ist. So 
kann z.B. die Notebook-Ausstattung der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des 
Ministeriums oder die Einführung der 
elektronischen Akte als Ziel vereinbart 
werden.  Zum anderen eignet sich eine 
Ministeriums-Zielvereinbarung vor allem 
für die den nachgeordneten Bereich be-
treffenden Ziele, für den das Minis terium 
die Fachaufsicht ausübt. Der Fachaufsicht 
unterliegende Verwaltungsbe reiche mit 
Ergebnis- und Wirkungskennzahlen zu 
steuern, steckt ohnedies noch in den Kin-
derschuhen12. Dieser Paradigmenwechsel 
wird sich in den Landesverwaltungen erst 
dann vollziehen lassen, wenn er von Re-
gierung und Parlament eingefordert und 
vor allem auch vorgelebt wird. So interes-
siert bei der staatlichen Bauverwaltung ja 
nicht nur, ob sie in der Lage ist, die Mittel 

»Eine Experimentierkultur hat eine nicht 
zu unterschätzende Bedeutung, denn sie 
hilft Fehlinvestitionen zu vermeiden, wenn 
bei einer Fehlentwicklung rechtzeitig 
umgesteuert wird.«

9 Gemeint sind Vereinbarungen zwischen Funk-
tions trägern, die für die von ihnen geleitete Be-
hör de, Abteilung oder für das von ihnen geleitete 
Re fe rat Zielvereinbarungen abschließen.

10 Böllhoff (2011), S. 199-206.

11 Statistisches Bundesamt Deutschland, ww.desta-
tis.de/jetspeed/portal/cms/Sites/destatis/inter-
net/DE/Navigation/Publikationen/Qualitaets-
berichte/Qualitaetsberichte.psml.

12 Reichard (2006), S. 95.
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eines energe tischen Sanierungsprogramms 
innerhalb der geplanten Zeit tatsächlich 
zu ver brauchen. Wesentlich interessanter 
sind doch die tatsächlichen Fortschritte 
bei der CO2-Reduzierung der staatlichen 
Gebäude. 

Wie so häufig in der öffentlichen Ver-
waltung gilt es auch bei diesem Thema, 
der Bürokratisierungsfalle zu entgehen13. 
Für die Zahl der vereinbarten Ziele gilt: 
Weniger ist mehr! Nach den ersten Ziel-
vereinbarungsjahren besteht auch nicht 
mehr das Bedürfnis, jedes Referat mit 
gleich mehreren Zielen abbilden zu müs-
sen. Ebenso wichtig ist, die Evaluierung 
mithilfe eines standardisierten Berichtswe-
sens so wenig aufwändig wie irgend mög-
lich zu gestalten. Hier zeigt sich, ob das 
Instrument handhabbar ist oder gerade in 
den Einheiten zu mehr Aufwand führt, die 
ohnedies arbeitsmäßig schon sehr belastet 
sind. Genau an diesem Punkt entscheidet 
sich auch die Akzeptanz beim Personal.  

Das eigentlich Neue ist, neben wichti-
gen inhaltlichen Zielen, die sich nicht in 
Kennzahlen messen lassen, kennzahlen-
geeignete Ziele auch konsequent kenn-
zahlenbasiert zu definieren. Neu ist auch, 
diese Ziele einer regelmäßigen, stan dar-
disierten Evaluierung zu unterziehen. 
Voraus setzung ist also, dass die vereinbar-
ten Ziele nicht nur eigenverantwortlich 
realisiert werden können, sondern auch 
tatsächlich evaluiert werden. Sinnvoller-
weise erfolgt dies mehr fach im Jahr, z.B. 
alle drei Monate, um den beteiligten Füh-
rungskräften die Mög lich keit zu geben, 
ggf. nach- oder umzusteuern – aber auch, 
um der Ernst  haftig keit und Bedeutung der 
Zielvereinbarung gerecht zu werden.

Es empfiehlt sich, die Zielvereinbarung 
für ein Jahr zu schließen, um die Aktuali-
tät und den Innovationsgrad sicherzustel-
len. Auch bei mehrjährigen Projekten sind 
Jahresziele sinnvoll, da die Einhaltung von 
Zeitplänen eine hohe Kostenrelevanz hat. 

Da Zielvereinbarungen vor allem auch 
die Beschäftigten über die Prioritäten der 
Verwaltung informieren sollen, ist not-
wendig, über deren Inhalt intensiv, d.h. 
am besten in Form von behördeninternen 
Veranstaltungen zu informieren. Diese 
Form der Kommunikation wird ohnehin 
zu wenig praktiziert und be schränkt sich 

häufig auf Personalversammlungen, die in 
erster Linie der Be hand lung von Personal-
ratsangelegenheiten dienen.  

Kosten- und Leistungsrechnung

Von 2000 bis 2004 wurden in der Lan-
desverwaltung Baden-Württemberg in 
einer Pilotphase die „Neuen Steuerungs-
instrumente“ in Form eines einheitlichen 
Haushaltsmanagementsystems, der Da-
tenbeschaffung und -aufbereitung von 
KLR-Daten sowie der Fort bildung von 
Führungs kräften in Fragen der Zielver-
einbarung, Budge tierung etc. ein ge führt. 
Seit 2005 läuft der Echtbetrieb. Richtig 

war, für die gesamte Landesverwaltung – 
trotz der Heterogenität – ein einheitliches 
System zu imple men  tieren, da insbeson-
dere für das Berichtswesen gegenüber dem 
Staats ministerium und dem Landtag eine 
standardisierte Form verwendet werden 
kann und es bei der interministeriellen 
Zusammen führung von Daten (z.B. Da-
ten aus der Anlagebuchhaltung, die für die 
Vermögensrechnung gebraucht werden) 
keine Redundanzen gibt. Schließlich ist 
der Pflege- und Betreuungsaufwand deut-
lich geringer. Hessen hat nach dem Vor-
bild von Baden-Württemberg – trotz der 
scheinbar höheren Kosten – die gleiche 
SAP-Plattform eingeführt.

Die öffentlich thematisierten Be-
schwerden von Führungskräften und die 
Beanstan dungen des Rechnungshofs be-
ruhten vor allem auch darauf, dass an-
fangs nur wenige der Führungs kräfte dazu 
bewogen werden konnten, ihre steue-
rungsrelevanten Informations- und Daten-
wünsche zu artikulieren und statt dessen 
von den Con trollern notgedrungen erst 
einmal alles erhoben wurde, was (vor al-

lem tech nisch) mög  lich war14. Die Folge 
war in einigen Verwaltungsbereichen ein 
Datenfriedhof ohne praktischen Nutzen. 
Erst mit der Einführung der Führungsin-
formationssysteme (FIS), d.h. der Reduzie-
rung sämtlicher Kosten- und Leistungsda-
ten pro Verwal tungsbereich auf das vom 
Behördenchef ge wünsch te Informations-
spektrum, konnte erreicht werden, dass 
die erhobenen Daten auch genutzt werden 
konnten. Die FIS konnten inzwischen für 
über 20 Verwaltungsbereiche, so vor al-
lem für die Steuer verwaltung, die Polizei, 
die Justizverwaltung und die Vermögens- 
und Bauverwaltung eingeführt werden. 
Der Vorteil der FIS besteht darin, dass sie 

der Verwaltungsleitung eine aktuelle und 
jederzeit verfügbare Zusammenstellung 
der wichtigsten Fachdaten, z.B. aus der 
Kriminalitäts- oder Unfallstatistik, der 
Erledigungsstatistik der Steuer ver  waltung 
oder der Statistik über die Bearbeitungs-
dauer von Beihilfeverfahren kombiniert 
mit Kosten-, Leistungs- und Haushaltsda-
ten bieten.

Es ist allerdings in der Landesverwal-
tung Baden-Württemberg immer noch 
nicht systemisch sicher ge stellt, dass die 
FIS auch tatsächlich genutzt werden. Was 
fehlt, ist die Implemen tierung eines da-
rauf aufbauenden Berichtswesens. Der 
tiefere Grund für diese Schwierigkeiten 
dürfte darin liegen, dass die Berichtsanfor-
derungen von den Abteilungsleitern bzw. 
Amtschefs der Ministe rien ausgehen 
müssten, die Nutzung von KLR-Daten 
in den Ministerien selbst aber mangels 
strukturierter Prozesse und Massenverfah-

»Anfangs konnten nur wenige Führungs-
kräfte dazu gebracht werden, ihre Wünsche 
an steuerungsrelevanten Informationen 
und Daten zu artikulieren, so dass von den 
Con trollern notgedrungen erst einmal alles 
erhoben wurde, was (v.a. allem tech nisch) 
mög  lich war.«

13  Kucera (2010). 

14  Schedler (2011), S. 243.

Meister-Scheufelen, Mehr Qualität und Kosteneffizienz durch ein modernes Verwaltungsmanagement

VM 4/2012 209



ren nur sehr einge schränkt Sinn machen. 
Hinzu kommt, dass auch noch zu wenig 
kennzahlenbasierte Berichte von vorge-
setzten Behörden, der Regierung und dem 
Parlament angefordert werden.   

Es gibt aber eine immer größer wer-
dende Gruppe von Führungskräften, die 
sich der FIS bei ihrer täglichen Arbeit be-
dienen und kennzahlenbasiert steuern. 

Nach sechs Jahren Erfahrung mit der 
Nutzung der KLR-Daten kann man sa-
gen, dass sie dort, wo sie genutzt werden, 
eine wichtige Ergänzung für die Entschei-
dung von Führungskräften darstellen und 
zur Objektivierung und zu sachgerech-
ten Entschei dungen beitragen. Eine voll-
ständige flächendeckende Nutzung der 

KLR-Daten wird aber erst bei einem voll-
ständigen Einsatz der neuen Steuerungs-
instrumente erfol gen, d.h. wenn in der 
Landesverwaltung auch mit Globalbud-
gets gearbeitet wird und ein an den steue-
rungsrelevanten Informationsbedürfnissen 
von Regierung und Parla ment aus ge rich-
tetes kaufmänni sches Rechnungswesen 
eingeführt wurde. 

Selbst wenn diese Voraussetzungen 
geschaffen wurden, darf die Bedeutung 
des Verwaltungscontrollings nicht über-
schätzt werden. Die Landesverwaltung 
– zumindest auf der Ebene der Ministeri-
en – wird in viel fältiger Weise von politi-
schen Vorgaben bestimmt. Die politische 
Rationalität ist aber eine andere als die 
des Verwaltungsmanagements15. Die Po-
litik kann sich nicht allein nach Kriterien 
der Effektivität und der Effizienz richten. 
Es gibt politische Bereiche, die sich die-
ser Betrachtung weitestgehend entziehen, 
wie z.B. die Gewähr leistung öffentlicher 

Sicherheit oder der Schutz vor Gesund-
heitsgefahren. Der Maß  stab guter Politik 
ist das Wohl der Allgemeinheit, nicht die 
Wett bewerbs fähigkeit eines Produkts. 
Gleichwohl sind die Möglichkeiten, kenn-
zahlenbasierter Verwaltungssteuerung, die 
auch der Qualität politischen Handelns 
unmittel bar zugutekommen kann, bei 
weitem nicht ausgeschöpft.  

Dezentrale Budgetierung

Die dezentrale Budgetierung von Sach- 
und Personalmitteln ist Kernbestandteil 
eines auf die Eigenverantwortung von 
Verwaltungseinheiten ausgerich teten Ma-
nagementsystems. Nachdem die Sachmit-
tel-Budgetierung weitestgehend eingeführt 
wurde, pilotiert die Landesverwaltung 

Baden-Württemberg derzeit die dezent-
rale Personalmittel-Budgetierung in der 
Steuer verwaltung, bei einem Regierungs-
präsidium, beim Landesamt für Besoldung 
und Versorgung sowie bei sämtlichen Jus-
tizvollzugsanstalten.  

Bei einem Globalhaushalt werden einer 
Verwaltungseinheit die Mittel für die Auf-
gabenerfüllung in Form einer „globalen“ 
Netto-Gesamtsumme zugewiesen. Die 
Verwaltungseinheit kann höhere Aufwen-
dungen tätigen als budgetiert wurden, so-
fern sie diese über zusätzliche Einnahmen 
finanziert.16 Bleibt sie dank Effizienzge-
winnen unter dem Budget, kann sie diese 
in das nächste Haus halts jahr übertragen. 
Es wird also auf die Kürzung von Ausga-
benresten verzich tet. Als Korrektiv hat die 
Finanzverwaltung Baden-Württemberg 
bei den pilo tier ten Verwaltungseinhei-
ten allerdings eine Vorwegabschöpfung 
ausgehandelt. Die Zuweisung des Glo-
balbudgets ist mit dem Abschluss einer 

Leistungsvereinbarung verbunden17. Dem-
entsprechend setzt ein den Anforderungen 
der parla men tarischen Kontrolle genügen-
des Globalbudget ein Controlling- und 
Berichtswesen voraus. Das Parlament ent-
scheidet dann nicht mehr über Einzeltitel, 
wie die Reisekosten oder die Veröffentli-
chungskosten einer Behörde, sondern über 
die mit bestimmten Verwaltungsleistungen 
verbundenen Kosten (z.B. Zahl der Be-
schei de, Bearbeitungsdauer, Kostenbench-
marks, Kostenvergleich mit Vorjah ren). 
Selbstverständlich ist die Regierung ver-
pflichtet, auch über einzelne Kosten  arten, 
wie z.B. Reisekosten, Auskunft zu ertei-
len, wenn dies vom Parla ment gewünscht 
wird. Die Information über Kosten- und 
Leistungskennzahlen ist gleichzeitig der 
eigentliche Mehrwert für das Parlament. 
Aufgrund der recht lichen Besonderheiten 
der Beamtenstellung wird es nicht mög-
lich sein, außer halb von parlamentarisch 
verabschiedeten Stellenplänen zu ver-
beamten. Im Übrigen wird die bürokra-
tieträchtige Stellenbewirtschaftung aber 
durch ein bloßes Stellengerüst abgelöst. 

Die ersten Erfahrungen mit den Pilo-
ten, insbesondere mit den Verhand lungen 
der Ausgangsbudgets, sind positiver als 
zunächst erwartet. Es zeichnen sich für die 
budgetierten Einheiten folgende Vorteile 
ab, sofern sie dabei inner halb des Budgets 
bleiben:
  Sie haben mehr Entscheidungskompe-

tenz in Organisations-, Personal- und 
Finanzfragen.

  Sie können befristete Einstellungen 
vornehmen.

  Die Stellen- und Beförderungssperre 
fällt weg. 

  Beförderungen können vorgezogen 
werden.

  Es können Leistungsprämien gewährt 
werden.

  Entscheidungsprozesse werden be-
schleunigt und verwaltungsinterne Bü-
rokratie abgebaut.

Trotz dieser positiven Erfahrungen ist die 
Landesverwaltung Baden-Württem berg 
erst am Anfang dieser Entwick lung. Ins-
besondere ist sie von einem Global budget 

»Die ersten Erfahrungen mit der dezentralen 
Personalmittel-Budgetierung zeigen 
Vorteile für die derartig budgetierten 
Verwaltungen auf, z.B. mehr 
Entscheidungskompetenz und den Wegfall 
von Stellen- und Beförderungssperren.«

15  Schedler (2011), S. 245.

16  Schedler/Proeller (2009), S. 169.

17  Ebenda.
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noch weit entfernt. Die Pilotierung bewegt 
sich derzeit noch allein im administrativen 
Bereich.

Fazit

Insgesamt gilt für die Landesverwaltung 
Baden-Württemberg, dass die Einführung 
der Neuen Steuerungsinstrumente ein 
langwieriger, kosteninten siver, gleicher-
maßen aber unverzichtbarer Prozess der 
Verwaltungsmodernisierung war und ist. 
Der Prozess ist noch nicht abgeschlossen 
und darauf ange wie sen, dass sich die Re-
gierung und der Landtag aktiv daran be-
teiligen, ihn unterstützen und sich klar zu 
den Modernisierungszielen bekennen. Nur 
wenn die Modernisierungskräfte inner-
halb der Verwaltung und die politischen 
Entscheidungsträger den Prozess gemein-
sam gestalten, besteht die Chance einer 
konsequenten Umsetzung.   
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